
Hintergrund
Wie zahlreiche Krisen zuvor, bringt auch die
Covid-19-Krise für Männer und Frauen
unterschiedliche Folgen mit sich. Die
Pandemie hat viele der bestehenden
geschlechterspezifischen Schieflagen
weiter verschärft und Frauen insgesamt
besonders hart getroffen. Das betrifft u. a. die
Bereiche Gesundheit, Chancengleichheit am
Arbeitmarkt, (unbezahlte) Sorgearbeit und
häusliche Gewalt. Eine Entwicklung die oft
dort am deutlichsten zu Tage tritt, wo sich
unterschiedliche Diskriminierungsformen
überschneiden. Während europäische
Staaten mit umfassenden gesundheits-,
sozial- und wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen auf die Krise reagierten, blieben
diese meist blind für deren geschlechts-
spezifische Auswirkungen. Das gilt nicht
zuletzt für jene Maßnahmen, die auf den
Schutz der sozialen Rechte abzielen.
Maßnahmen, die – zumindest implizit – die
überproportional negativen Auswirkungen
der Krise auf Frauen adressieren, widmeten
sich überwiegend dem Schutz vor häuslicher
Gewalt, der sozialen Absicherung von
Personen in atypischen bzw. informellen
Beschäftigungsverhältnissen oder der 

Die Covid-19-Krise trifft Frauen in vielen
Bereichen deutlich härter als Männer
Besonders stark sind Frauen von der Krise
betroffen, die sich an den Schnittstellen
verschiedener Diskriminierungskate-
gorien wiederfinden
Frauen arbeiten einerseits öfter in
„systemrelevanten“ (und kontaktintensiven)
Berufen, in denen sie im Zuge der Krise
häufig mit einem erhöhten Ansteck-
ungsrisiko konfrontiert sind
Zeitgleich sind sie in jenen Sektoren
überrepräsentiert, die von den Lockdown-
Maßnahmen besonders stark betroffen
waren und im Zuge der Krise stärker von
Job- und Einkommensverlust bedroht.
Frauen schultern den Großteil der zu-
sätzlich angefallenen (unbezahlten) Sorge-
arbeit
Die Fälle häuslicher Gewalt haben im
Rahmen der Pandemie deutlich zuge-
nommen, während der Zugang zu ent-
sprechenden Unterstützungsangeboten
zeitgleich massiv erschwert wurde
Die ergriffenen Maßnahmen waren oft
nicht ausreichend, um die asym-
metrische Belastung von Frauen
auszugleichen oder trugen gar zu einer
weiteren Verschärfung bestehender
Ungleichheiten bei
Es braucht entschiedene politische
Maßnahmen, um die geschlechter-
spezifischen Nachwehen der Covid-19-
Krise zu bekämpfen, eine (weitere) Re-
Traditionalisierung sozialer Ge-
schlechterrollen zu verhindern und
Frauen im Rahmen zukünftiger Krisen
besser vor asymmetrischer Belastung zu
schützen

Die wichtigsten Punkte

Geschlechtsspezifische Folgen der Covid-19-Krise
Soziale Rechte in der Pandemie
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In Kooperation mit der Arbeiterkammer
untersucht das Ludwig Boltzmann Institut
für Grund- und Menschenrechte die
Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die
sozialen Menschenrechte in Europa. Die
rechtliche Basis dafür bilden die in der
(revidierten) Europäischen Sozialcharta
(RESC) für Österreich und 42 weitere
europäische Staaten völkerrechtlich verbind-
lich verankerten sozialen Rechte. 

Policy Brief
Frauenrechte und Geschlechtergleichstellung

Unterstützt durch das
Netwerk Wissenschaft



(ungleichen) Verteilung von Sorgearbeit
(Gavrilovic et al. 2022).

Chancengleichheit und Gleich-
behandlung am Arbeitsmarkt

RESC Artikel 20 – Das Recht auf
Chancengleichheit und Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf ohne Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts

Im Gegensatz zur Finanzkrise, in der vor allem
Männer von Job- und Einkommensverlust
betroffen waren (Frauen allerdings stärker
unter der anschließend implementierten
Austeritätspolitik litten), traf die Rezession im
Zuge der Covid-19-Krise Frauen am
Arbeitsmarkt härter („She-cession“). Einer-
seits, weil Frauen nicht nur in „system-
erhaltenden“ Berufen überrepräsentiert sind,
sondern auch in jenen Branchen, die von den
gesetzlich verordneten Schließungen beson-
ders stark betroffen waren. Andererseits aber
auch, weil sie sich oft in atypischen bzw.
prekären Beschäftigungsformen befinden
und dadurch stärker von Jobverlust bedroht
sind (Cook & Grimshaw 2021). 

Männer Frauen
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Die Inklusion von Personen in
atypischen Beschäftigungsverhält-
nissen, bspw. von Hausangestellten (u. a.
in Italien, wobei diese nicht die volle Höhe
der Leistungen erhalten).
Erhöhte Zahlungen für Elternteile (bspw.
in Deutschland)
Höhere Ersatzraten für Personen mit
geringerem Einkommen (bspw. in
Norwegen und Österreich)
Ausklammerung von Elternurlaub
(Karenz) bei der Berechnung des
Ersatzeinkommens (u. a. in Deutschland)
Explizite Möglichkeit zur Stundenredukt-
ion (u. a. in Deutschland und Österreich)
Festlegung einer Lohnuntergrenze bzw.
eines auszuzahlenden Mindestbetrags (z.
B. in Litauen, Portugal oder Luxemburg)

ungsverhältnissen befinden und oft in
sogenannten systemrelevanten Berufs-
sparten arbeiten (Foley & Piper 2020). Auch
jüngere Frauen sind überproportional stark
von Jobverlust bedroht (Eurofound 2020). 

Die in Europa ergriffenen arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen fielen größtenteils
sehr umfangreich aus. Lohnsubstitutions-
systeme, wie beispielsweise die nationalen
Kurzarbeitsinstrumente, erwiesen sich aller-
dings in vielen Bereichen als geschlechter-
blind und trugen dazu bei, bestehende
Schieflagen weiter zu verschärfen (Cook &
Grimshaw 2021). Frauen haben bzw. hatten
im Wesentlichen aus drei Gründen nur einen
limitierten Zugang zu diesen Instrumenten:
Weil sie a) häufig in Sektoren bzw. Branchen
arbeiten, die vom jeweiligen Instrument nicht
abgedeckt waren, b) oft die Beding-ungen für
eine Inanspruchnahme, etwa auf Grund von
atypischer oder Teilzeit-Beschäftigung, nicht
erfüllten bzw. c) auf Grund des Gender Pay
bzw. Time Gaps (im Schnitt) niedrigere
Geldleistungen erhielten. 

Einige Lohnsubstitutionssysteme beinhalten
allerdings auch Elemente, die das Potenzial
haben, einer weiteren Verschärfung
geschlechtsspezifischer Schieflagen vor-
zubeugen (Cook & Grimshaw 2021; Rubery
& Tavora 2021). Als solche Elemente lassen
sich unter anderem identifizieren:

2

Quelle: Eurofound

Verlust von Arbeitsplatz oder Aufträgen (April/Mai 2020)
in %

EU Österreich

Gezeigt hat sich außerdem, dass die
Auswirkungen auf jene Frauen, die sich an der
Schnittstelle verschiedener Diskriminie-
rungskategorien wiederfinden, besonders
drastisch sind. Das betrifft beispielsweise
Frauen mit Migrationshintergrund, die sich
besonders häufig in atypischen Beschäftig-

Policy Brief
Frauenrechte und Geschlechtergleichstellung



Während sich die Infektionszahlen nach
Geschlecht in Österreich annähernd aus-
geglichen verteilen und Männer mit fast 54 %
einen erhöhten Anteil unter den Todesopfern
verzeichnen, zeigt ein Blick auf die Verteilung
unter den entsprechenden Altersgruppen,
dass Frauen sich vor allem im erwerbsfähigen
Alter deutlich häufiger infizieren (Global
Health 50/50 2022). Eine Verteilung, die
durchaus dem europäischen Gesamtbild
entspricht (Sobotka et al. 2020) und auf eine
höhere Gesundheitsgefährdung von
Frauen am Arbeitsplatz hindeutet. Zurück-
zuführen ist diese vor allem auf die starke
Präsenz von Frauen in Sektoren bzw.
Branchen, in denen die Beschäftigten einem
besonders hohen Infektionsrisiko ausgesetzt
sind. Zu diesen ist neben den körpernahen
Dienstleistungen und dem Einzelhandel vor
allem das Gesundheitswesen zu zählen. Dort
sind EU-weit fast vier Fünftel der Be-
schäftigten weiblich. 

Im Zuge der Covid-19-Krise wurden in vielen
Ländern die bereits vor der Pandemie
prekären Arbeitsbedingungen im
Gesundheitswesen weiter verschärft. Die
Beschäftigten waren nicht nur zu Beginn der
Pandemie mit dramatischen Mängeln bei der
Ausstattung mit Schutzequipment kon-
frontiert, sondern in weiterer Folge auch mit
einer massiven physischen und psychischen
Belastung (Saragih et al. 2021), die sich neben 

Schutz der Gesundheit - auch
am Arbeitsplatz

RESC Artikel 3 – Das Recht auf sichere und
gesunde Arbeitsbedingungen
RESC Artikel 11 – Das Recht auf Schutz der
Gesundheit
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Anteil Beschäftigte im Gesundheitswesen nach
Geschlecht (Q3 2020)

EU
Weiblich: 77,8 %

Männlich: 22,2 %

Quelle: Eurostat

der dramatisch gestiegenen Arbeitsbelastung
und traumatischen Erfahrungen auch aus der
Sorge um die eigene Ansteckung bzw. die der
Familie sowie der – speziell für die vielen
weiblichen Beschäftigten – zusätzlich anfal-
lenden Sorgearbeit ergab. 

In Litauen wurde im Rahmen der Pandemie
früh und umfassend auf die enorme
Belastung für Beschäftigte im Gesundheits-
sektor reagiert. Die Reaktion umfasste neben
gezielten Maßnahmen zur psychologischen
Unterstützung, die Gewährleistung der
Kinderbetreuung für Beschäftigte mit
Fürsorgepflichten und andere Maßnahmen
auch spezielle Zuschläge für jene An-
gestellten im Gesundheitsbereich, die mit
besonders gefährlichen Infektionskrankheiten
bzw. in der Prävention entsprechender
Ausbrüche arbeiten (Williams et al. 2020).
Diese erhielten während des Lockdowns
Lohnzuschläge zwischen 60 und 100 %,
wobei sich der genaue Prozentsatz nach Ort
und Art der jeweiligen Arbeit sowie dem
damit verbundenen Risiko einer Ansteckung
berechnete. Allein während des ersten
Lockdowns zwischen März und Juni 2020
wurden 24,5 Millionen Euro ausbezahlt.
(Slapšinskaitė-Dackevičienė, Miščikienė &
Štelemėkas 2021). Darüber hinaus wurde
eine für September 2020 vorgesehene und
bereits 2017 mit der Gewerkschaft der
Beschäftigten im Gesundheitswesen verein-
barte Erhöhung der Gehaltsmittel für alle
Beschäftigten im Gesundheitssektor um
durchschnittlich rund 17-18 % auf Mai 2020
vorgezogen, wofür 130 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt wurden (National Health
Insurance Fund 2020). Diese Maßnahmen
adressierten einen stark weiblich
dominierten Sektor – rund 89 % der
Beschäftigten im litauischen Gesundheits-
wesen sind weiblich (Eurostat 2021) – und
umfassen nicht nur präventive Maßnahmen
zum Schutz der Gesundheit der Beschäftig-
ten, sondern auch finanzielle Zuwendungen
für jene Personen, die im Zuge ihrer
Berufsausübung mit einer besonders hohen
Infektionsgefahr konfrontiert sind.
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Neben der tendenziell erhöhten Gefahr, sich
am Arbeitsplatz mit dem Virus anzustecken,
weisen Studien darauf hin, dass Frauen im
Vergleich mit Männern weit häufiger mit der
Diagnose Long Covid konfrontiert sind
(Universität Mainz 2021). In Kombination mit
einem erhöhten Infektionsrisiko am Arbeits-
platz (Steiber, Liedl & Molitor 2020) ist die
Tatsache, dass Betroffene hinsichtlich der
Anerkennung von Covid-19 als Berufs-
erkrankung oder Arbeitsunfall in vielen
Ländern mit teils enormen Hürden kon-
frontiert sind (Eurostat 2021), für Frauen
daher besonders problematisch. Darüber
hinaus führen die Sorge um eine Ansteckung
mit dem Virus, aber auch um die wirtschaft-
lichen Folgen, wie etwa den Jobverlust, sowie
die stärkere Belastung durch räumliche
Beengtheit und zusätzliche Sorgearbeit zu
einer Verschlechterung der mentalen Ge-
sundheit, von der Frauen überproportional
stark betroffen sind (Smith et al 2021;
Almeida et al 2020).

Negativ auf die Gesundheit von Frauen
ausgewirkt hat sich darüber hinaus der im
Zuge der Pandemie stark eingeschränkte
Zugang zu reproduktiven Gesundheits-
leistungen. So war beispielsweise der
Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen in
vielen Ländern nicht oder nur stark
eingeschränkt möglich. Während es viele
Länder verabsäumten, diesen Missstand zu
adressieren, brachte die Pandemie in
anderen Ländern (s. u.) innovative Lösungen
hervor, die Schwangerschaftsabbrüchen in
Zukunft auf Dauer möglich und für alle
zugänglich machen könnten (Moreau et al.
2021).

In einigen Ländern (z. B. England, Wales,
Schottland) wurde es Frauen ermöglicht, nach
einer (video-)telefonischen Beratung zuhause
einen medikamentösen Schwangerschafts-
abbruch durchzuführen. So auch in
Frankreich, wo darüber hinaus die Frist für
einen medikamentösen Schwangerschafts-
abbruch in den eigenen vier Wänden
(dauerhaft) von sieben auf neun Wochen
erweitert wurde und die entsprechenden
Medikamente zumindest temporär auch in
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Apotheken erhältlich waren. In England und
Wales wurde die temporär angedachte
Maßnahme ebenfalls dauerhaft imple-
mentiert. eine Entscheidung, die nicht zuletzt
von vielen Frauenrechtsgruppen, Kliniken und
anderen Stakeholdern begrüßt wurde und
besonders Frauen in vulnerablen Situationen
schützen soll (BBC 2022).

Ein uneingeschränktes Recht auf
Inanspruchnahme des Sonderurlaubs,
ohne vorausgesetztes Einverständnis
der/des Arbeitgeber:in (in 17 von 20 EU-
Staaten, die eine entsprechendes Modell
implementiert haben).
Höhere Altersgrenzen der zu be-
treuenden Kinder – bis zu 14 bzw. 16
Jahre (u .a. in Österreich, Frankreich und
Finnland)

Sorgearbeit
RESC Artikel 27 – Das Recht der
Arbeitnehmer:innen mit Familienpflichten auf
Chancengleichheit und Gleichbehandlung

Die Covid-19-Pandemie sowie die damit
verbundenen Schließungen von Schulen und
anderen (Kinder-)Betreuungseinrichtungen
haben dazu geführt, dass vermehrt Sorge-
arbeit und Betreuungspflichten anfallen, von
denen Frauen wiederum den größten Anteil
schulterten (Profeta 2020). Besonders prekär
war die Situation diesbezüglich für Allein-
erziehende (Zartler et al. 2021). Um auf das
Mehr an Sorgearbeit zu reagieren, wurden in
den meisten EU-Ländern Sonderurlaube für
Menschen mit Betreuungspflichten einge-
führt. Die Geschlechtersensibilität dieser
Maßnahmen unterschied sich dabei allerdings
teils erheblich.

Als Beispiele für geschlechtersensible
Elemente, die negativen Auswirkungen auf
die Beschäftigung von Frauen potenziell
vorbeugen und zu einer gerechteren Ver-
teilung der (erhöht) anfallenden Sorgearbeit
führen könnten, lassen sich hinsichtlich den
auf nationaler Ebene implementierten Regel-
ungen bezüglich Sonderurlauben u. a. folg-
ende Aspekte identifizieren (Rubery &Tavora
2021):
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https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7870049/13464590/KS-FT-21-005-EN-N.pdf/d960b3ee-7308-4fe7-125c-f852dd02a7c7?t=1632742856466


Lohnfortzahlungen in Höhe des
jeweiligen Lohnsubstitutionssystems (z. B.
Kurzarbeit) oder darüber (u. a. in Öster-
reich, Frankreich und Polen)
Die Möglichkeit, den Sonderurlaub für die
Betreuung eines älteren Kindes (z. B.
in Belgien, Zypern und Portugal) bzw.
eines Erwachsenen mit Behinder-
ungen (u. a. in der Slowakei) in Anspruch
zu nehmen
Die Inklusion von Selbstständigen (z.
B. in Deutschland, Litauen oder Belgien)
Anreize für Eltern, den Sonderurlaub
zur (Kinder-)Betreuung zu teilen
(bspw. in Belgien und Italien)

Die Etablierung von Telearbeit hat in den
meisten EU-Ländern außerdem zu einer
höheren Flexibilität beigetragen und das
Potenzial aufgezeigt, das diese Form der
Arbeit hinsichtlich einer gleichberechtigten
Arbeitsmarktpartizipation von Frauen enthält.
Andererseits beinhaltet diese Form der Arbeit
aber auch wesentliche Gefahren. Zum einen
könnte es sich negativ auf ihre Karriere-
chancen auswirken, wenn Frauen öfter von
Zuhause arbeiten (und dadurch in gewisser
Weise „unsichtbar“ werden), zum anderen
könnte es den Anteil an unbezahlter
Sorgearbeit für Frauen weiter erhöhen
(Nivakoski & Mascherini 2021).
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allem jene mit geringeren Einkommen –
überproportional stark von den öko-
nomischen Folgen der Krise betroffen sind,
verstärkt sich die Abhängigkeit von
gewalttätigen (Ehe-)Partnern zusätzlich, wo-
durch die Hemmungen diese zu verlassen
noch größer werden (Grasl-Akkilic 2020).

Irland erleichterte betroffenen Frauen in
diesem Zusammenhang den Zugang zum
sogenannten „Housing Assistance Payment“
(HAP) (Department of Social Protection 2020).
Das HAP gewährt in Irland eine temporäre
Wohnbeihilfe bei Unterbringung am
privaten Wohnungsmarkt. Während die
zuständige lokale Behörde für die privat
vermietete Unterkunft aufkommt, zahlen die
Begünstigten eine Miete an diese Behörde,
die ihrer jeweiligen Einkommenssituation
angepasst wird (O’Sullivan 2020). Um Opfer
von häuslicher Gewalt im Zuge der Covid-19-
Pandemie besser zu schützen, wurde
zwischen dem Ministerium für Sozialschutz
und der Agentur für Kinder und Familien
(Tusla) ein Abkommen getroffen, dass es
Betroffenen ermöglicht um Wohnbeihilfe
anzusuchen. Obwohl Betroffene darauf hin-
weisen, dass Empfänger:innen der Wohn-
beihilfe am Wohnungsmarkt teils Dis-
kriminierung durch die Vermieter:innen
ausgesetzt sind und die festgeschriebenen
Höchstbeträge am privaten Wohnungsmarkt
oft nicht ausreichen, betonen Stakeholder
die Wichtigkeit dieser Maßnahme hin-
sichtlich einer raschen Unterbringung von
Opfern von häuslicher Gewalt und die großen
Erleichterungen, die diese für die Betroffenen
brachte (Mayock & Neary 2021).

Programme, die Betroffenen von häuslicher
Gewalt eine sichere Unterkunft garantieren
sollen und dabei notfalls auch auf den
privaten Wohnungsmarkt zurückgreifen,
wurden auch in anderen Ländern initiiert, so
zum Beispiel in Spanien (Eurofound 2020a).

Schutz vor häuslicher Gewalt

RESC Artikel 16 – Das Recht der Familie auf
sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen
Schutz                            

Die Covid-19-Krise und die mit ihr
verbundene soziale Isolation führen – auch in
Österreich (Verein Autonome Österreichische
Frauenhäuser 2021) – zu einem Anstieg der
häuslichen Gewalt (European Institute for
Gender Equality 2021) und haben für die
betroffenen Frauen besonders gravierende
Folgen. Speziell zu Beginn der Pandemie
waren Betroffene oft mit den Tätern räum-
lich isoliert, während der Zugang zu
unterstützenden Strukturen zeitgleich
massiv erschwert war (Wilanowska 2020).
Dadurch, dass Frauen – und unter ihnen vor 
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"Speziell zu Beginn der Pandemie waren
Betroffene oft mit den Tätern räumlich isoliert,

während der Zugang zu unterstützenden
Strukturen zeitgleich massiv erschwert war"

https://www.tusla.ie/
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Schlussfolgerungen
Die COVID-19 Krise hat bestehende
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern
weiter verschärft und neue geschaffen.
Frauen waren stärker von den negativen
Entwicklungen am Arbeitsmarkt betroffen,
schulterten als „systemrelevante“ Arbeits-
kräfte einen Großteil der Krise und waren
dem Virus am Arbeitsplatz stärker ausgesetzt.
Die Zunahme von häuslicher Gewalt und
unbezahlter Sorgearbeit verschärfte die
Situation zusätzlich. Zu Beginn der Krise
geäußerte Hoffnungen, diese könnte zu einer
gerechteren Verteilung von Sorgearbeit
führen, wurden enttäuscht. Entwicklungen,
die sich bereits im Rahmen vergangener
Krisen beobachten ließen (Smith et al 2021)
und sich an den Schnittstellen mit Rassismus
und anderen Diskriminierungsformen beson-
ders deutlich manifestieren (Kabeer, Razavi &
Rodgers 2021). Insgesamt drohen die Covid-
19-Pandemie und die in Reaktion darauf
ergriffenen Maßnahmen viele der Fort-
schritte, die in den letzten Jahrzehnten
hinsichtlich einer Gleichstellung von Frauen
und Männern erreicht wurden, zunichte zu
machen und zu einem Rückzug von Frauen
vom Arbeitsmarkt sowie einer Re-
Traditionalisierung geschlechtlicher Rol-
lenbilder zu führen (Eurofound 2020).

Um den Folgen der COVID-19-Krise bzw. den
Auswirkungen zukünftiger Krisen bestmöglich
entgegenzusteuern und eine solche Re-
Traditionalisierung zu verhindern, sind
deshalb konkrete politische Maßnahmen
erforderlich. Diese müssen sicherstellen, dass
Frauen im Zuge der wirtschaftlichen Erholung
besonders berücksichtigt werden, aus-
reichend vor Diskriminierung und Gewalt
geschützt sind und ultimativ zu einer
Gleichberechtigung in allen gesellschaftlichen
Bereichen beitragen. Europäische Good
Practice Beispiele hinsichtlich der sozialen
Absicherung von Personen in atypischen bzw. 
informellen Beschäftigungsverhältnissen,
dem (Gesundheits-)Schutz von „system-
relevanten“ Arbeitskräften, unbezahlter
Sorgearbeit und häuslicher  Gewalt können

relevante Anhaltspunkte dafür geben, worauf
bei der Implementierung geschlechts-
sensibler Maßnahmen geachtet werden
sollte.
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